
Art. 88 Sozialistische Gesetzlichkeit und Rechtspflege

ter über die Erfüllung seiner Pflichten zu berichten.« Wahrnehmung der Verantwortung 
umfaßt dann immer Rechenschaftspflicht. Die Verantwortlichkeit des Staatsfunktionärs 
im Sinne des Einstehenmüssens für ein Abweichen von der rechtlichen Verantwortung 
oder mit anderen Worten im Sinne der Verletzung einer Rechtspflicht kann unterschiedli­
chen Rechtscharakter haben. Sie beschränkt sich nach den genannten Autoren nicht auf 
das Staats- und Verwaltungsrecht. Sie kann zur strafrechtlichen, zur disziplinarischen oder 
zur materiellen Verantwortlichkeit (Pflicht zum Schadensersatz) führen (s. Rz. 16 zu 
Art. 88). Insoweit besteht Übereinstimmung mit Helmut Oberländer.

Auch die Definitionen von Bruno Fechter/Wolfgang Surkau stimmen mit Art. 88 
nicht überein. Denn dieser setzt die »Verantwortlichkeit«, nicht die »Verantwortung«, 
mit der Rechenschaftspflicht in Zusammenhang. Definiert man aber Verantwortlichkeit 
im Sinne des Einstehenmüssens für Rechtspflichtverletzungen, so meint Art. 88 das, was 
als »Verantwortung« zu bezeichnen ist. Nur diese kann durch Rechenschaftspflicht ge­
währleistet werden. Verantwortlichkeit hingegen wirft stets die Frage nach Rechtsfolgen 
auf. Diese sind aber nicht Gegenstand des Art. 88.

Das schließt nicht aus, daß aus einer in Gewährleistung der Verantwortung geleisteten 
Rechenschaftspflicht die Frage der Verantwortlichkeit akut werden kann. Das ist immer 
dann der Fall, wenn sich aus der Rechenschaftslegung ergibt, daß die Pflichten nicht er­
füllt worden sind.

Zu Recht weisen Bruno Fechter/Wolfgang Surkau (a.a.O.) daraufhin, daß die Verant­
wortlichkeit nicht nur für die schuldhafte Verletzung von Rechtspflichten besteht. Es gibt 
auch eine Verantwortlichkeit, insbesondere für den Staatsfunktionär, ohne Rücksicht auf 
Verschulden. Diese besteht in der Pflicht, in seinem Zuständigkeits- und Verantwortungs­
bereich mit allen vorhandenen und angemessenen Mitteln unverzüglich jedes Abweichen 
von dem rechtlich gebotenen Zustand zu korrigieren und jede unzweckmäßige Entschei­
dung unterstellter und nachgeordneter Funktionäre rückgängig zu machen, mit anderen 
Worten die Rechts- und Fachaufsicht so wahrzunehmen, daß ein recht- und sachgemäßer 
Ablauf der Staats- und Verwaltungsgeschäfte gesichert ist, auch wenn der Staatsfunktionär 
nicht selbst Träger von Entscheidungen ist. Es handelt sich hier also um »politische Ver­
antwortlichkeit« im hergebrachten Sinne, welchen Begriff auch Horst Sindermann, damals 
Vorsitzender des Ministerrates, vor Vorsitzenden der Räte der Bezirke und Kreise im Jah­
re 1973 (Über die Verantwortung des Staatsfunktionärs, S. 1619) verwendete.

8 c) Über den Geist, der in der Verantwortung wahrgenommen werden soll, be­
steht dagegen weitgehende Übereinstimmung. So meinen Bruno Fechter/Wolfgang Sur­
kau (a.a.O., S. 195), in der sozialistischen Gesellschaft werde die Verantwortung getragen 
»von Parteilichkeit, Schöpfertum sowie Initiative« und sei darauf gerichtet, »durch Wahr- 
nahme der eigenen Verantwortung zur Erfüllung der von der SED vorgezeichneten Aufga­
ben beizutragen«. Helmut Oberländer führt (a.a.O., S. 5) aus, da der Träger der politi­
schen Verantwortung im umfassenden Sinne in der sozialistischen Gesellschaft die Arbei­
terklasse sei, seien die anderen Erscheinungsformen der Verantwortung gleichfalls an sie 
gebunden. »Wenn die Normierung gesellschaftlicher Beziehungen den Erkenntnissen und 
dem Machtbewußtsein der sie tragenden herrschenden Klasse entspricht, dann drückt Ver­
antwortung in unserer Welt die objektiven Erfordernisse gesellschaftlicher Gesetzmäßig­
keiten aus, zumal der Arbeiterklasse die Erkenntnisschranken vormals herrschender Klas­
sen nicht auferlegt sind.«
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